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„Erfolgsmeldungen Bürokratieabbau“- Stand 18.11.2022 
 

I. Allgemeine Erfolgsmeldungen Bürokratieabbau 
II. Erfolgreiche Bundesratsinitiativen und Entschließungsanträge 
III. Verfahren der Clearingstelle des Landes Niedersachsen 
IV. Auswertung aufgehobener Gesetze/ Verordnungen des Landes Niedersachsen  

 
I. Erfolgsmeldungen Bürokratieabbau seit November 2017  

Vorhaben / Initiative 
 

Umsetzungsstand 

Digitalisierung der Versendung von Zustim-
mungen nach dem Telekommunikationsge-
setz (TKG). 
 

Die Kommunikation bei der Genehmigung 
von Leitungsverlegungen in Straßen der 
NLStBV wurde über ein Jahr vor den Um-
setzungsfristen des NDIG/OZG vollständig 
elektronisch ermöglicht. Im November 
2019 wurde dazu die unter allen Ländern 
erste Online-Plattform eingeführt, die zu-
dem noch Musteranträgen und Arbeitshil-
fen bereithält. Auch die Versendung der 
Genehmigungen erfolgt regelmäßig per E-
Mail, was nach Bundesrecht seit 2016 mög-
lich ist.  
 

Vereinfachungen im Breitbandausbau:  
Die Förderverfahren des Landes für den 
Breitbandausbau sind durch die Ausgestal-
tung als Kofinanzierung so optimiert, dass 
sie den geringstmöglichen Mehraufwand 
zum Förderverfahren des Bundes erzeugen. 
Das Land Niedersachsen hat sich dabei im 
Gegensatz zum Bund dazu entschieden, die 
Förderung auf wenige Antragsteller zu kon-
zentrieren, indem auf Landkreis- und nicht 
auf Gemeindeebene abgestellt wird. Das re-
duziert die Zahl der Akteure und Förderan-
träge und erlaubt es, spezialisierte Expertise 
bei den komplexen Förderverfahren aufzu-
bauen.  
Die Förderung des Bundes wird durch Land-
kreise und Telekommunikationsunterneh-
men als zu aufwändig beschrieben. Das MW 
hat im Rahmen des Gigapaktes mit anderen 
Beteiligten des Breitbandausbaus eine Ar-
beitsgruppe für unbürokratischere Ansätze 
für Förderungen eröffnet. Geförderter und 
eigenwirtschaftlicher Ausbau sollen dabei 
besser verzahnt oder sogar verschmolzen 

Umgesetzt kontinuierlich seit Beginn der 
Wahlperiode. 
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werden nach dem Leitbild „Der Bagger rollt 
nur einmal.“ 

Das Land Niedersachsen setzt sich durch Pi-
lotprojekte, Workshops und Muster für die 
Vereinfachung der Genehmigung alternati-
ver Bauverfahren für den Breitbandausbau 
ein, um schnellere Verfahren und Kosten-
senkungen zu ermöglichen. Aufgrund der 
hier aufgebauten Fachkunde beteiligt sich 
das Land an der Initiative der Telekommuni-
kationswirtschaft und des BMDV im DIN-
Fachgremium, das den Einsatz dieser Verfah-
ren standardisieren und vereinfachen soll. 
 

Erfolgt seit Herbst 2021. 

Rahmenzustimmung für Leitungsverlegun-
gen: Die NLStBV hat die Rahmenzustimmung 
eingeführt. Die Rahmenzustimmung ersetzt 
eine Vielzahl von Genehmigungen für Lei-
tungsverlegungen. Statt beispielsweise 10 o-
der 50 einzelnen Anträgen, die alle einzeln 
gestellt und beschieden werden müssen, 
wird eine einzige Rahmenzustimmung er-
teilt. Das reduziert den Verwaltungsaufwand 
auf beiden Seiten und gibt den Telekommu-
nikations- und Bauunternehmen Rechtssi-
cherheit für ihre Ausbauvorhaben, da sie so 
nicht vor jedem Bauabschnitt eine neue Ge-
nehmigung einholen müssen. 
Das Bundesministerium für Verkehr und Di-
gitale Infrastruktur (BMVD) hat das Nieder-
sächsische Modell in seiner Gigabitstrategie 
als Vorbild für alle Länder angeführt und 
empfohlen. 
 

Bereits umgesetzt. 

Schreiben an die Bundesnetzagentur wg. 
Umsetzung der TKG-Novelle mit dem Ziel, 
höhere Verbindungsgeschwindigkeiten und 
kürzere Verfahrensdauern zu erreichen: 
Gegenüber dem Bund setzt sich Niedersach-
sen damit für unbürokratische Lösungen für 
die Probleme der Menschen ein beim Recht 
auf schnelles Internet: unbürokratischeres 
Antragsverfahren, kürzere Verfahrensdau-
ern, zeitgemäße Leistungsanforderungen 
(Stichwort: 10 Mbit/s für einen ganzen Haus-
halt als „schnelles Internet“). 
 

Schreiben am 17.01.2022 übersandt, ent-
sprechende Wirkung in der Öffentlichkeit 
erzielt.  
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Umsetzung des Projekts XUnternehmen: 
Die Wirtschaftskonferenz hatte im Jahr 2020 
den Aufbau und den Betrieb der Standardi-
sierung der Online-Dienste und der Antrags-
datensätze für handwerksbezogene Verwal-
tungsleistungen beschlossen.  
 

Das Kerndatenmodell ist seit April 2021 
veröffentlicht, die weitere Umsetzung des 
Projekts läuft. NI war an der Entwicklung 
des Kerndatenmodells über entsprechende 
Bund-Länder-Gremien beteiligt.  

Einrichtung der Clearingstelle des Landes 
Niedersachsen. 

Umgesetzt mit Kabinettsbeschluss vom 
März 2020 bzw. seit November 2020 mit 
Aufnahme der operativen Tätigkeit der 
Clearingstelle. 
 

Einführung des § 31a GGO (Durchführung 
von Clearingverfahren); Erarbeitung der Er-
gänzung der GGO i.R. der Erstellung der o.g. 
Kabinettsvorlage. 
 

Umgesetzt mit Kabinettsbeschluss vom 
März 2020. 
 

Novellierung der Niedersächsischen Bau-
ordnung (NBauO) zur Umsetzung der Be-
darfe aus dem Masterplan Digitalisierung, 
die elektronische Antragstellung wird sogar 
zum Regelfall. 
 

Umgesetzt mit Inkrafttreten der Änderun-
gen zum 01.01.2022. 
 
 

Weitere umfassende Novellierungen der 
NBauO zur Beschleunigung von Genehmi-
gungsverfahren (Digitalisierung von Bauge-
nehmigungsverfahren, Mitteilungsverfahren 
für alle Wohngebäude in bestimmten B-
Plan-Gebieten, vereinfachtes Baugenehmi-
gungsverfahren für Repowering, Einführung 
der sog. qualifizierten Eingangsbestätigung 
(Vorprüfung auf Vollständigkeit und Mängel-
freiheit mit Rücknahmefiktion). 
 

Umgesetzt mit Inkrafttreten der Änderun-
gen zum 01.01.2022. 
 

Erarbeitung von konkreten Maßnahmen 
i.R. des Bürokratieentlastungsgesetzes 
(BEG) III wie die Einführung einer einheitli-
chen elektronischen Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigung, Heraufsetzung des Grenzwertes 
für geringwertige Wirtschaftsgüter auf 1000 
Euro sowie Einführung des digitalen Melde-
scheins im Hotelgewerbe. 
 

Umsetzung ist erfolgt zum 01.01.2022; das 
BEG III wurde bereits 2019 verabschiedet. 

Erarbeitung eines länderübergreifenden Ent-
schließungsantrages für den Bundesrat mit 
der Aufforderung an die Bundesregierung, 
die Bemühungen zum Bürokratieabbau 
weiter zu intensivieren und voranzutreiben. 

Umgesetzt, verabschiedet mit Ländermehr-
heit durch den Bundesrat im Herbst 2019. 
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Realisierung eines Bürokratiemelders auf 
der Homepage des Ministeriums. 
 
Nutzerfreundlichere Neugestaltung des Bü-
rokratiemelders (u.a. durch Hinterlegung ei-
nes Formulars).  
 

Umgesetzt im Februar 2020. 
 
 
Umgesetzt im November 2021. 

1 : 1 Umsetzung von EU-Richtlinien in Lan-
desrecht. 
 

Umgesetzt, wird seit Sommer 2019 durch 
die Nds. Landesregierung im Zuge einer 
Selbstverpflichtung praktiziert.  
 

Anhebung der Wertgrenzen bei der bau-
fachlichen Prüfung; es wurde beschlossen, 
die fachliche Mitwirkung des Staatlichen 
Baumanagements bei Zuwendungsbaumaß-
nahmen auf die Fälle zu konzentrieren, bei 
denen eine Förderquote von mehr als 50 % 
und ein Fördervolumen von mehr als 5 Mio. 
€ erreicht wird. 
 

Umgesetzt durch Kabinettsbeschluss vom 
19.5.2020, die notwendigen Erlasse wur-
den in der Folge angepasst. 
 

Umsetzung des sog. Once-Only-Prinzips / 
Verabschiedung Registermodernisierungs-
gesetz sowie Unternehmensbasisdatenregis-
tergesetz. 
 

Umgesetzt mit Verabschiedung der ent-
sprechenden Gesetze durch Bundestag und 
Bundesrat seit Frühjahr bzw. Sommer 
2021; Zeitplan der Umsetzung bis 2025 
muss jedoch im Auge behalten werden. 
 

Verabschiedung von Beschlüssen und Hand-
lungsempfehlungen zur Planungs- und Ge-
nehmigungsbeschleunigung von Infrastruk-
turvorhaben.  

Umgesetzt, Kabinettsbeschluss zum IMAK-
Abschlussbericht am 24.08.2021. 
 
Unter Federführung des MW wurden vier 
Bundesratsinitiativen unter dem Arbeitsti-
tel „Planungsbeschleunigungsgesetz V“ für 
die Einbringung in den Bundesrat erarbei-
tet; konkret handelt es sich hierbei um vier 
einzelne Initiativen wie z.B. die rechtssi-
chere Verstetigung der Ausnahmeregelun-
gen aus dem bis Ende 2022 befristeten sog. 
PlanungssicherstellungsG, die allesamt 
auch Gegenstand der „Entlastungsoffen-
sive Mittelstand I“ waren.   
 

Änderung des Nds. Straßengesetzes; eine 
statt zwei Genehmigungsbehörden bei An-
bauten an Kreis- und Landesstraßen. 
 

Umgesetzt mit Inkrafttreten im November 
2021. 
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Weitere Änderung des Nds. Straßengeset-
zes – Planungen von Bundesstraßen verein-
fachen und beschleunigen durch Bündelung 
von Zuständigkeiten versch. Planfeststel-
lungsbehörden bei einer Stelle (Planungsbe-
schleunigung - Pilotprojekt B3-Ortsumge-
hung Elstorf). 
Ziel: die Planungs- und damit Bauprozesse 
sollen einfacher werden, etwa dann, wenn 
eine Landesstraße zur Kreisstraße oder eine 
Bundesstraße zur Landesstraße wird. Bisher 
bedeutete dies, dass die Bauvorhaben an 
der Zuständigkeitsgrenze enden mussten – 
das soll nunmehr pragmatisch geregelt und 
die Zuständigkeiten können für umgewid-
mete Abschnitte übertragen werden. 
 

Umgesetzt mit Inkrafttreten der Änderun-
gen im NStrG nach Beschlussfassung durch 
den Nds. Landtag im Juni 2022.  

Elektronische, rechtswirksame Verkündung 
von Gesetzen und Verordnungen bei Gefahr 
im Verzug (u.a. Corona-VO). 

Umgesetzt, Gesetz im Februar 2021 im LT 
verabschiedet; Ausdehnung auf alle Ge-
setze und VOen in Vorbereitung (soll bis 
Anfang 2023 erfolgen). 
 

Verringerung der Belastung nds. KMU 
durch statistische Erhebungen. 
 
 
 
 

Einrichtung eines Qualitätszirkels Statistik 
mit dem LSN, Erarbeitung von konkreten 
Vorschlägen/ fortlaufender Prozess. 

Erarbeitung von konkreten Vorschlägen zur 
unternehmensfreundlichen Ausgestaltung 
der sog. Bonpflicht (Fokus: technische Lö-
sungen – wie z.B. des Start-Ups Epap - die 
die Papierform mittelfristig entbehrlich ma-
chen). 
 

Fortlaufender Prozess, u.a. Unterstützung 
einer Bundesratsinitiative aus Bayern zur 
Einführung einer Bagatellgrenze (15 Euro). 

Mitwirkung am Bund-Länder-Programm 
„Bürokratieabbau und Verwaltungsmoder-
nisierung“. 
 

Laufender Prozess/ u.a. Mitwirkung in der 
sog. Task Force Unternehmensnachfolge 
sowie in dem entsprechenden, übergeord-
neten Bund-Länder-Gremium. 
 

Unbürokratische Ausgestaltung des Nds. 
Vergaberechts (Tariftreue – und Vergabege-
setz) wie z.B. Anhebung Eingangsschwellen-
wert, Vereinheitlichung mit Bundesregeln, 
Digitalisierung von Abläufen. 
 

Umgesetzt, seit 2019 in Kraft. 
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Corona-Pandemie bedingte Flexibilisierung 
der Nds. WertgrenzenVO. 
 

Umgesetzt. Die erhöhten Wertgrenzen ver-
ringern sich seit dem 01.04.2022 wieder 
auf das Niveau von vor der Corona-Krise.  
 

Nds. WertgrenzenVO/ Minderung der Fol-
gen des Ukraine-Kriegs: In Folge des Ukraine 
Kriegs wird die Vergabe öffentlicher Auf-
träge unterhalb der EU-Schwellenwerte er-
leichtert, wenn es um Aufnahme und Unter-
bringung von Geflüchteten, Katastrophen-
schutz oder verbesserte IT-Sicherheit geht. 
Ausschreibungen können dann als Verhand-
lungsvergabe mit oder ohne Teilnahmewett-
bewerb durchgeführt werden.   
 

Umgesetzt. 

Vorstellung der „Agenda für Bürokratieab-
bau - Entlastungsoffensive Mittelstand“. 
 
Vorstellung der „Entlastungsoffensive Mit-
telstand II“. 
 

Umgesetzt am 25.08.2020. 
 
 
Umgesetzt im März 2022. 

Gezielte Unterstützung des Mittelstands in 
der EU-Förderperiode 2021 bis 2027:  
Bei der künftigen Umsetzung der einschlägi-
gen EU-Förderprogramme werden die ent-
sprechenden Richtlinien inhaltlich stärker 
auf die Bedürfnisse und die Zielgruppe der 
kleinen und mittleren Unternehmen ausge-
richtet. Damit soll noch zielgerichteter als 
bisher der Mittelstand unterstützt werden. 
Gleichzeitig sollen dabei die Spielräume zum 
Abbau formaler Nachweiserfordernisse ge-
nutzt werden. 
 

Dies wird fortlaufend bei der aktuellen 
Richtlinienaufstellung berücksichtigt. 

Aufhebung des Gesetzes über die Verwer-
tung der Forstnutzungen aus den Staats-
waldungen. 
 

Umgesetzt, Aufhebung erfolgte im Septem-
ber 2022 i.R. eines Artikelgesetzes des ML.  
 

Einführung einer Bagatellgrenze für Rück-
forderungen im SGB II. 

Gesetzentwurf auf Bundesebene lag hierzu 
bereits 2021 vor, ist jedoch der Diskontinu-
ität der Wahlperiode zum Opfer gefallen. 
Im Koalitionsvertrag der „Ampel-Regie-
rung“ ist dieser Punkt erneut enthalten, die 
Umsetzung (Bagatellgrenze ≤ 50 €) soll im 
Rahmen eines „Gesamtpakets“ des BMAS 
erfolgen, aller Voraussicht nach Anfang 
2023. Die Nds. Landesregierung unterstützt 
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diese Neuregelung und wird die Umset-
zung entsprechend positiv begleiten.  
 

Vertretung nds. Interessen in diversen 
Bund-Länder-Arbeitsgremien wie z.B. in 
dem Bund-Länder-Ausschuss (BLA) E-
Government für die Wirtschaft. 
 
 

Fortlaufender Prozess (Ziel: u.a. bürokratie-
arme und schnelle Umsetzung des OZG). 
 

Erarbeitung von konkreten Vorschlägen im 
Zuge der Corona-Krise i.S. nds. Unterneh-
men wie z.B. zur Flexibilisierung des Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetzes, des Arbeits-
zeitgesetzes oder zur Aussetzung der Erfül-
lung von Statistikpflichten. 
 

Umgesetzt, wenn auch aufgrund von Ein-
wänden des Bundes im Ergebnis nicht zu-
friedenstellend umgesetzt. 

Erarbeitung von Vorschlägen zur unbürokra-
tischen Neufassung der VO zur Durchfüh-
rung des Stromsteuergesetzes. 
 

Umgesetzt, vom Bundesrat Anfang 2020 
verabschiedet. 

Erarbeitung von Vorschlägen zur Anpassung 
des Systems bei (anlasslosen) Lebensmittel-
kontrollgebühren. 
 

Ein Vorschlag für einen „Einstieg in den 
Systemwechsel“ liegt vor. Die dafür not-
wendige Änderung der Gebührenverord-
nung befand sich bis Mitte August 2022 in 
der Verbandsanhörung. Der weitere Fort-
gang ist aktuell offen.  
 

Überarbeitung und Verschlankung der 
neuen „ANBest EFRE/EFS+“ der EU-Förder-
periode 2021-2027. 

Umgesetzt, Ressortabstimmung ist im Som-
mer und Verabschiedung im Begleitaus-
schuss im November 2021 erfolgt. 
 

Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen 
Raumordnungsgesetzes vom 25. Februar 
2020 (Nds. GVBl. S. 30) 
Insbesondere das zwingende Erfordernis ei-
ner öffentlichen Bekanntmachung und Aus-
legung der Verfahrensunterlagen durch 
sämtliche Gemeinden des Untersuchungs-
raums wurde abgeschafft. Stattdessen wird 
die Auslegung (die aufgrund des Rechts der 
Umweltverträglichkeitsprüfung bei Verfah-
ren für UVP-pflichtige Vorhaben unverzicht-
bar ist) im Regelfall auf den Standort der zu-
ständigen Landesplanungsbehörde begrenzt 
und auch die Bekanntmachung allein in die 
Zuständigkeit der Landesplanungsbehörde 
verlagert. Damit wurden die landesgesetzli-
chen Verfahrensregelungen in Anlehnung an 

Umgesetzt.  
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§ 19 Abs. 2 Satz 2 UVPG vereinfacht. Für 
Vorhabenträger werden so Aufwendungen 
für gedruckte Verfahrensunterlagen deutlich 
reduziert. Die Unterlagen sind zu finden un-
ter: https://uvp.niedersachsen.de/portal/. 

 

Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen 
Raumordnungsgesetzes vom 13. Oktober 
2021 (Nds. GVBl. S. 706). 
Die NROG-Vorschriften wurden an Änderun-
gen des Raumordnungsgesetzes des Bundes 
angepasst und u.a. das sog. beschleunigte 
Raumordnungsverfahren erneut abwei-
chend vom Bundesrecht geregelt. Da für 
UVP-pflichtige Vorhaben zwingend EU-recht-
liche Standards zum Beteiligungsverfahren 
einzuhalten sind, kommt das beschleunigte 
Verfahren nur für nicht UVP-pflichtige Vor-
haben in Betracht. Während das Bundes-
recht hierbei Verfahrenserleichterungen al-
lein insoweit zulässt, dass der Kreis der zu 
beteiligenden öffentlichen Stellen verklei-
nert werden kann, erlaubt § 12 NROG auch, 
von einer Öffentlichkeitsbeteiligung abzuse-
hen und Fristen zu verkürzen. Entfällt eine 
Öffentlichkeitsbeteiligung, brauchen die 
Vorhabenträger hierfür keine gedruckten 
Verfahrensunterlagen mehr beizubringen. 

 

 Umgesetzt. 

Niedersächsisches Raumordnungsgesetz 
(NROG), Neuregelung des § 22; 
Die Regelungen des § 22 NROG haben ihren 
Hintergrund in der COVID-9-PANDEMIE und 
ergänzen die – ebenfalls pandemiebeding-
ten – Regelungen des Bundes im Planungssi-
cherstellungsgesetz. Für die Beteiligten wer-
den Alternativen zu den sonst gesetzlich vor-
geschriebenen Präsenzterminen angeboten. 
Telefon- oder Videokonferenzformate erspa-
ren den Beteiligten in erster Linie den zeitli-
chen Mehraufwand von An- und Abreise und 
ggf. Übernachtungsnotwendigkeiten. 
Eine mögliche Verlängerung des § 22 NROG 
hat sich daran zu orientieren, ob das Pla-
nungssicherstellungsgesetz des Bundes über 
den 31.12.2022 hinaus verlängert wird. Dazu 
ist noch nichts bekannt. 

 

Umgesetzt, zeitlich begrenzte Anpassung 
auf Grund der Corona-Pandemie. 

https://uvp.niedersachsen.de/portal/
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Einführung voll umfänglicher elektronischer 
Verwaltungsverfahren für Schiffe unter 
deutscher Flagge: Einführung elektronischer 
Schiffsicherheitszeugnisse, elektronischer 
Antragstellung und Verwendung elektroni-
scher Schiffspläne (Forderung aus der Ent-
lastungsoffensive Mittelstand I). 
 

Niedersachsen ist im Dezember 2021 dem 
von Bremen und Hamburg gegründeten 
Entwicklungs-und Pflegeverbund Schiffsre-
gister (SchiR) beigetreten, damit ist die For-
derung erfüllt. 
 

Entschließung des Bundesrates auf Initia-
tive von Niedersachsen zur A1-Bescheini-
gung (BR-Drs. 35/20) mit dem Fokus: Aus-
nahmen für kurze und kurzfristig anbe-
raumte Dienstreisen. 
 

Einbringung in den Bundesrat im Frühjahr 
2020; nach dem Diskontinuitätsprinzip 
wäre eine erneute Einbringung notwendig. 
Erfolg kann darin gesehen werden, dass 
der Antrag bei den Zielgruppen eine ent-
sprechende Wirkung erzielt hat. 
 

Schreiben von Minister Dr. Bernd Althus-
mann an Kommissionspräsidentin Dr. Ur-
sula von der Leyen vom 25.05.2022 zum 
Thema „Bürokratische Belastungen durch 
EU Verordnungen / Richtlinien für Unter-
nehmen“ am Beispiel von zehn geplanten 
Richtlinien / Verordnungen, die sehr belas-
tend für Niedersächsische Unternehmen 
sind.  
 

Das Schreiben fand große Resonanz. So hat 
MdEP McAllister auf Grund des Schreibens 
eine entsprechende Anfrage an das Euro-
päische Parlament gestellt und die Mitglie-
der des Mittelstandsbeirats haben zu dem 
Schreiben diverse Presseerklärungen abge-
geben. 
 

Online-Beantragung des Schwerbehinder-
tenausweises (im Rahmen der Umsetzung 
des OZG). 
Seit Juli 2022 ist es möglich, folgende An-
träge nach dem Schwerbehindertenrecht 
beim Landesamt für Soziales, Jugend und Fa-
milie über den neuen Online-Zugang zu be-
antragen: 

- Antrag auf Feststellung einer Behin-
derung und Zuerkennung von Merk-
zeichen 

- Antrag auf Ausstellung eines Beiblat-
tes zum Schwerbehindertenausweis 

- Antrag auf Ausstellung eines Schwer-
behindertenausweises 
 

Seit Juli 2022 umgesetzt. Zuvor gab es eine 
2-monatige Probephase, in der bereits 
über 2.500 Anträge online beantragt wur-
den.  

Prüfung technischer Anlagen nach Bauord-
nungsrecht: 
Mit dem Entwurf einer Anpassung der Ver-
ordnung zur Änderung der Allgemeinen 
Durchführungsverordnung zur Niedersächsi-
schen Bauordnung und der Verordnung über 
anerkannte Sachverständige für die Prüfung 

Der Verordnungsentwurf befindet sich im 
Beteiligungs- und Abstimmungsverfahren, 
voraussichtliche Veröffentlichung und in 
Kraft treten der Änderungen im Sommer 
2023. 
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technischer Anlagen nach Bauordnungsrecht 
sollen auch öffentlich bestellte und verei-
digte Sachverständige geeigneter Fachge-
biete einen Teil der bisher den bauaufsicht-
lich anerkannten Sachverständigen vorbe-
haltenen Überprüfungen technischer Anla-
gen nach Bauordnungsrecht übernehmen 
dürfen. Durch die Erweiterung des Prüfer-
kreises wird eine Beschleunigung der Prüf-
verfahren erreicht.   
 

Verlängerung der sog. ETS-Beihilfeleitlinien:  
Zur Überarbeitung der Leitlinien für staatli-
che Beihilfeleitlinien im Rahmen des Emmis-
sionshandelssystems hatte sich Minister Dr. 
Althusmann im März 2020 an Kommissarin 
Vestager mit der Bitte um deutliche Anpas-
sungen des Entwurfs gewandt.   
Die Leitlinien für Umweltschutz- und Ener-
giebeihilfen (Environment and Energie Aid 
Guidelines, EEAG) sind am 31. Dezember 
2021 ausgelaufen. Die EEAG wurden daher 
von der EU-Kommission – unter Beteiligung 
der Öffentlichkeit – reformiert. Am 21. De-
zember 2021 hat die EU-KOM die neuen 
Leitlinien für Klima-, Umweltschutz- und 
Energiebeihilfen (Guidelines on State aid for 
climate, environmental protection and 
energy 2022, CEEAG, im Deutschen auch 
KUEBLL) veröffentlicht. Die Landesregierung 
hatte sich für eine deutliche Änderung des 
urspgl. Entwurfes ausgesprochen; eine Dis-
kussion zu den Vorschlägen aller Bundeslän-
der hat u.a. i.R. der Wirtschaftsministerkon-
ferenz stattgefunden.  
 

Durch die im Koalitionsvertrag auf Bundes-
ebene angekündigte und nun bereits zum 
01.07.2022 umgesetzte Abschaffung der 
EEG-Umlage wurde hier bereits eine Entlas-
tung geschaffen. 

Baulandmodernisierungsgesetz: 
Mit der durch das Gesetz zur Mobilisierung 
von Bauland (Baulandmobilisierungsgesetz) 
vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) erfolgten 
Novelle des Baugesetzbuchs (BauGB) hat der 
Bundesgesetzgeber die Landesregierungen 
in den neu aufgenommenen §§ 201 a und 
250 BauGB ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung Gebiete mit einem angespannten 
Wohnungsmarkt zu bestimmen. In den fest-
gelegten Gebieten gelten für einen begrenz-

Umgesetzt, am 24.09.2022 ist die“ Nieder-
sächsische Verordnung zur Bestim-
mung von Gebieten 
mit einem angespannten Wohnungs-
markt im Sinne des Baugesetzbuchs“ (v. 
14.09.2022) in Kraft getreten. 
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ten Zeitraum besondere, mit dem Bauland-
mobilisierungsgesetz neu eingeführte Rege-
lungen des BauGB, die darauf ausgerichtet 
sind, den Flächenzugriff der Gemeinden zu 
erleichtern, den Wohnungsbau zu begünsti-
gen und zum Mieterschutz beizutragen. 
In Niedersachsen wurden 18 Städte und Ge-
meinden dafür bestimmt. 
Ein überschaubarer zusätzlicher Aufwand, 
der nicht durch Erleichterungen kompen-
siert wird, besteht für die Bauaufsichtsbe-
hörden hinsichtlich der weitergehenden Be-
freiungsmöglichkeit von den Festsetzungen 
eines Bebauungsplans und für die Gemein-
den im Hinblick auf die Genehmigungsertei-
lung nach § 250 BauGB. Für die Erteilung der 
Befreiung wurde bereits ein Gebührentatbe-
stand in die Baugebührenordnung aufge-
nommen (Änderungsverordnung vom 
21.03.2022, Nds. GVBl. S. 221). Durch die Be-
messung nach dem Zeitaufwand ohne Be-
schränkung auf einen Höchstbetrag ist eine 
vollständige Abdeckung des entstehenden 
Aufwands gewährleistet. Für die Erteilung 
der Genehmigung nach § 250 BauGB ist be-
absichtigt, in der AllGO entsprechend zu ver-
fahren. 
 

Wiederkehrende Prüfungen ortsveränderli-
cher elektronischer Betriebsmittel; 
Anhand einer Gefährdungsbeurteilung müs-
sen ortsveränderliche elektronische Be-
triebsmittel durch geeignetes Fachpersonal 
alle zwei Jahre überprüft werden.     

Schreiben an die Parlamentarische Staats-
sekretärin beim Bundesministerium für Ar-
beit und Soziale, Frau Kramme, und an die 
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung 
e.V. (DGUV) zur Verlängerung der Prüffris-
ten bei sehr niedriger Fehlerquote. 
 
Die DGUV teilte mit, dass es sich bei den 
Fristen um Richtwerte handelt und durch 
die Unternehmen schon jetzt längere Prüf-
fristen festgelegt werden können. Diese 
Einordnung wird durch das BMAS geteilt 
und wurde durch ein offizielles Antwort-
schreiben der Parl. Staatssekretärin vom 
September d.J. bestätigt.  
 
Die DGUV beabsichtigt nunmehr, die Rege-
lung zu überarbeiten und auf den „Maxi-
malwert“ zu verzichten.  
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Erweiterung der GGO um den sog. Digital-
check (§ 9 Abs. 1 Nr. 7e und § 39 Abs. 1 S. 2 
GGO), so soll zukünftig u.a. überprüft wer-
den, ob bei beabsichtigten landesrechtlichen 
Vorschriften eine digitale Umsetzung mög-
lich ist. Die Digitalisierung wird dadurch bei 
zukünftigen Vorhaben der Landesgesetzge-
bung frühzeitig berücksichtigt und mitge-
dacht. 
 

Umgesetzt mit der Änderung der GGO am 
13.09.2022. Ein Leitfaden, der die Umset-
zung des Digitalchecks begleiten und er-
leichtern soll, wurde zwischen MW und MI 
in der Folge dessen abgestimmt und am 
04.10.2022 vom Kabinett zur Kenntnis ge-
nommen.  

 

II. Erfolgreiche Bundesratsinitiativen und Entschließungsanträge aus Niedersachsen  

Vorhaben / Initiative 
 

Umsetzungsstand 

Entschließung des Bundesrates, die Gebüh-
renfreiheit für Aufstiegsfortbildungen  
voranzubringen (BR-Drs. 111/18). 
Verbesserungen durch die AFBG-Novelle: 

- Eine kleine Teilgruppe wird die ge-
forderte vollständige Übernahme 
des Maßnahmebeitrages erreichen 
(bei Selbstständigkeit innerhalb von 
drei Jahren nach erfolgreicher Prü-
fung und Führung eines eigenen Un-
ternehmens über drei Jahre).  

- Für den überwiegenden Teil der För-
derberechtigten wird in Kombina-
tion von 50 % Zuschuss zum Maß-
nahmebeitrag und 50 % Darlehens-
erlass bei Prüfungserfolg eine max. 
Bezuschussung i. H. v. 75 % erreicht. 

- Zudem ergibt sich durch den vorge-
sehenen Vollzuschuss beim Unter-
haltsbeitrag bei Vollzeitmaßnahmen 
eine deutlich höhere Gesamtförde-
rung als bisher. 

 

Die Entschließung wurde abgesetzt.  
 
 
MW hat die AFBG-Novelle begleitet und 
trotz des Absetzens im Bundesrat nebenste-
hende Verbesserungen erreicht.  

Entschließung des Bundesrates zur „Erhö-
hung der Freigrenze des § 64 Absatz 3 Ab-
gabenordnung von 35.000 EUR auf 45.000 
EUR“ (BR-Drs. 308/18). 
Die Regelung dient der Vereinfachung; steu-
erpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbe-
triebe, die von steuerbegünstigten Körper-
schaften neben ihrer ideellen Tätigkeit un-
terhalten werden und die lediglich geringe 

Die Gesetzesanpassung ist erfolgt. 
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Umsätze (von zurzeit nicht mehr als 35.000 
EUR im Jahr) erzielen, werden mit ihren Ge-
winnen von einer Körperschaft- und Gewer-
besteuerbelastung freigestellt. 

 

Bundesratsinitiative zur Erarbeitung eines 
Hafenplanungsbeschleunigungsgesetzes 
(BR-Drs. 70/19) mit dem Ziel der Rechts-
wegverkürzung bei den entsprechenden Inf-
rastrukturvorhaben 

Umgesetzt, das Gesetz ist zum 20.12.2020 
in Kraft getreten. Bislang konnten jedoch in 
entsprechenden Verfahren durch eine 
breite und umfassende Öffentlichkeitsbetei-
ligung gerichtliche Verfahren vermieden 
werden. Auch dies ist i.S. des Bürokratieab-
baus bzw. der -vermeidung ein Erfolg.  
 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Verwaltungsgerichtsordnung (BR-Drs. 
113/19) 
Die umgesetzten Punkte dienen der Be-
schleunigung gerichtlicher Verfahren und 
damit auch i.w.S. dem Bürokratieabbau. 
 

Im Wesentlichen ist die BRI durch das Ge-
setz zur Beschleunigung von Investitionen 
vom 3. Dezember 2020 (BGBl. 2020 I, S. 
2694) umgesetzt.  
 
 

Entwurf eines Gesetzes auf Initiative von 
Niedersachsen zur Änderung des BGBs und 
des Wohnungseigentumsgesetzes zur 
Förderung der Elektromobilität 
(BR-Drs. 347/19) 
Um den Einbau von Ladestellen für Elektro-
mobilität zu fördern, ist eine dem § 554a 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) ent-
sprechende Regelung für den Einbau einer 
Ladestation für Elektrofahrzeuge zugunsten 
des Mieters einer Wohnung mit Stellplatz 
zu schaffen. Die Anforderungen des Miet-
rechts und die des Wohnungseigentums-
rechts müssen aufeinander abgestimmt 
werden.  
Daneben soll jeder Wohnungseigentümer 
einen Anspruch auf einen zustimmenden 
Beschluss der Wohnungseigentümerge-
meinschaft zur Vornahme der für den Ein-
bau der Lademöglichkeit erforderlichen 
baulichen Veränderung haben, wobei die 
Wohnungseigentümer den Einbau der Lade-
stelle auch dem einzelnen Wohnungseigen-
tümer überlassen können.  
Die genannte Bundesratsdrucksache wurde 
mit der Änderung des Wohnungseigen-
tumsgesetzes umgesetzt. Darin enthalten 

BR-Beschluss vom 20.09.2019: Überweisung 
an die Ausschüsse; 
BR-Beschluss ist erfolgt am 11.10.2019. 
 
Der Bund hat das Thema mit der BR-Drs. 
168/20 aufgegriffen: Die Umsetzung er-
folgte mit dem Gesetz zur Förderung der 
Elektromobilität und zur Modernisierung 
des Wohnungseigentumsgesetzes und zur 
Änderung von kosten- und grundbuchrecht-
lichen Vorschriften (Wohnungsmodernisie-
rungsgesetz – WEMoG) vom 16.10.2020. 
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sind sinkende Bürokratiekosten aus der Re-
duzierung von Informationspflichten. Die 
Entlastung beruht im Wesentlichen auf der 
Vereinfachung der Betriebskostenabrech-
nung, dem Wegfall des Beschlussfähigkeits-
quorums und der Formerleichterung für 
Umlaufbeschlüsse.   
 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Strafprozessordnung - Intensivierung des 
Einsatzes von Videokonferenztechnik in 
gerichtlichen Verfahren bei der Anhörung 
von Verurteilten nach §§ 453 Absatz 1 Satz 
4 und 454 Absatz 1 Satz 3, Absatz 2 Satz 3 
(BR-Drs. 278/20). 
Der Gesetzgeber hat einen neuen  
§ 463e StPO eingeführt, der nunmehr dem 
Gericht die Möglichkeit einer Anhörung im 
Wege der Bild- und Tonübertragung im Rah-
men der Strafvollstreckung einräumt. Zu-
gleich hat er eine entsprechende Regelung 
zur Anhörung eines Sachverständigen in § 
463e Abs. 2 StPO vorgesehen.  
Die neue Regelung ist primär eine verfah-
renserleichternde Norm im Strafvollstre-
ckungsrecht. Sie ermöglicht den Gerichten 
eine Anhörung im Wege einer Videokonfe-
renz, statt sie in Präsenz im Gerichtsge-
bäude oder in einer JVA durchzuführen. 
Dadurch können Transportkosten entfallen 
und auch der geringere zeitliche Aufwand 
für alle Beteiligten dürfte die Terminierung 
von Anhörungen erleichtern. 

  

Der BR hatte am 03.07.2020 beschlossen, 
den Gesetzesentwurf aus NI beim Deut-
schen Bundestag einzubringen.  
Inhaltlich wurde das Anliegen zwischenzeit-
lich mit dem Gesetz zur Fortentwicklung der 
Strafprozessordnung aufgegriffen, das auf 
einen GE der BReg. zurückgeht. Das Gesetz 
ist seit dem 01.07.2021 in Kraft. 
 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Strafprozessordnung - Anpassung der Ur-
teilsverkündungsfrist des § 268 Absatz 3 
Satz 2 StPO an die Unterbrechungsfrist des 
§ 229 (BR-Drs. 354/20). 
Der Entwurf sieht eine Anpassung der Ur-
teilsverkündungsfrist des § 268 Abs. 2 Satz 2 
StPO an die Unterbrechungsfristen des § 
229 Abs. 1 und Abs. 2 StPO vor. Mit dem 
Gesetz zur Fortentwicklung der Strafpro-
zessordnung und zur Änderung weiterer 
Vorschriften, das auf einen GE der BReg. zu-
rückgeht, wurde die Urteilsverkündungsfrist 

Gesetzesänderung ist im Juni 2021 erfolgt. 
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des § 268 Abs. 3 Satz 2 StPO zwischenzeit-
lich mit Wirkung vom 01.07.2021 auf zwei 
Wochen verlängert. Mit der Initiative wird 
zudem vermieden, dass Hauptverhandlun-
gen aufgrund terminlicher Schwierigkeiten 
der Mitglieder des erkennenden Gerichts 
durch sogenannte Schiebetermine in die 
Länge gezogen werden.  

 

Entschließungsantrag NI/ NRW zu dem 
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäi-
schen Parlaments und des Rates über den 
strafrechtlichen Schutz der Umwelt und zur 
Ersetzung der Richtlinie 2008/99/EG (BR-
Drs. 27/22) aus den folgenden Gründen: 

- Richtlinienvorschlag hat Auswirkun-
gen auf die Dauer von Planungs- und 
Genehmigungsverfahren und steht 
dem gesamtgesellschaftlichen Ziel 
der Beschleunigung dieser Verfah-
ren entgegen. 

- Es besteht die Gefahr, dass die Vor-
schläge bestehenden oder mögli-
chen weiteren Beschleunigungsin-
strumenten im nationalen Umwelt- 
und Genehmigungsrecht entgegen-
stehen. 

- Bei den vorgeschlagenen Regelun-
gen, so insbesondere Artikel 3 Ab-
satz 1 Buchstabe d, wird davor ge-
warnt, dass sie zu einer Vorverlage-
rung der Strafbarkeit führen können 
und zudem die Unsicherheit durch 
eine Strafandrohung deutlich erhö-
hen. 

 

Einbringung in den Verkehrsausschuss und 
Wirtschaftsausschuss: 
Zustimmung im Verkehrsausschuss am 
23.03.2022. 
Zustimmung im Wirtschaftsausschuss am 
24.03.2022. 
Beschlussfassung einer Stellungnahme im 
Plenum des Bundesrates am 08.04.2022 mit 
den durch Niedersachsen und NRW einge-
brachten Beschlusspunkten. Die Stellung-
nahme wurde direkt an die EU-KOM über-
mittelt.  

Entschließungsantrag zu dem Vorschlag für 
eine Verordnung des Europäischen Parla-
ments und des Rates über harmonisierte 
Vorschriften für einen fairen Datenzugang 
und eine faire Datennutzung (Datengesetz) 
– COM (2022) 68 final (BR-Drs. 130/22). 
In dem Antrag werden die Zielsetzungen 
des Vorschlags eines Data Acts, Datenzu-
gangs und der Datennutzung als Grundvo-
raussetzungen für die Nutzung der Chancen 
des digitalen Zeitalters zu regulieren und so 

Der Entschließungsantrag aus Niedersach-
sen basiert maßgeblich auf den Vorschlägen 
der Clearingstelle des Landes Niedersach-
sen.  
 
Zustimmung hierzu (einstimmig) im Wirt-
schaftsausschuss des BR. Beschluss durch 
den Bundesrat am 10.06.2022 (BR-Drs. 
130/22) mit den Beschlusspunkten des Nds. 
Antrages, die Stellungnahme wurde direkt 
an die EU-KOM übermittelt.  
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Hindernisse für die Entwicklung der europä-
ischen Datenwirtschaft zu beseitigen, grds. 
begrüßt.  
Es werden jedoch zahlreiche Anregungen 
zur Überarbeitung und Nachschärfung von 
Definitionen formuliert sowie gefordert, be-
stimmte Qualitätsanforderungen sowie Kri-
terien in das Datengesetz aufzunehmen, um 
es für die betroffenen Unternehmen hand-
habbarer zu machen.  
 

Entschließung des Bundesrates zum Verbot 
von Vorkasseforderungen bei der Beförde-
rung von Personen mit Luftfahrzeugen (BR-
Drs. 397/22). 
Bisher ist es eine regelmäßig übliche Ver-
tragsgestaltung von Luftverkehrsunterneh-
men, dass Verbraucherinnen und Verbrau-
cher den Beförderungspreis unabhängig 
vom eigentlichen Reisezeitpunkt bereits bei 
oder unmittelbar nach Buchung der Flugti-
ckets zu entrichten haben. Diese Art von 
Vertragsgestaltung hat in den vergangenen 
Jahren bereits vielfach zu erheblichen 
Schwierigkeiten bei den Reisenden geführt, 
wenn die jeweiligen Flüge nicht wie geplant 
durchgeführt worden sind. Mit der BR-Drs. 
soll erreicht werden, dass die Verbrauche-
rinnen und Verbraucher zukünftig keinen 
Aufwand bei der Rückerstattung haben.  
 

Beschlussfassung am 23.08.2022 im Kabi-
nett, Einbringung in den Bundesrat ist am 
16.09.2022 erfolgt. 

Antrag zum Thema Bürokratieabbau/ Pla-
nungsbeschleunigung auf der Konferenz  
der Wirtschafts- und Verkehrsministerien 
der norddeutschen Küstenländer 
Ziel: gemeinsames Bekenntnis / politisches 
Signal zur Anerkennung der 
Notwendigkeit von weiterem Bürokratieab-
bau und Planungs- sowie Genehmigungsbe-
schleunigungen  
 

Der Antrag wurde von Niedersachsen einge-
bracht und am 18.11.2022 von allen nord-
deutschen Ländern verabschiedet. 

Vereinfachung von Zuwendungsverfahren 
(Entfall des sog. Schriftformerfordernis-
ses):  
Mit der Änderung der VV zu § 44 LHO ist 
nun die elektronische Abwicklung von Zu-
wendungsverfahren möglich.  
 

Umgesetzt mit Inkrafttreten der Änderun-
gen zum 30.09.2022.  
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Digitale Abwicklung von Beilhilfeanträgen: 
Mit dem eBeihilfe-Verfahren können Beihil-
feberechtigte des Landes Niedersachsen Be-
lege digital über die „NLBV“ eBeihilfe App 
mit einem Smartphone und Tablet einrei-
chen. 
 

Umgesetzt, die App steht seit November 
2022 allen nds. Beihilfeberechtigten zur 
Verfügung. 

 

III. Übersicht der Verfahren (formell sowie beratend) der Clearingstelle des Landes Nieder-

sachsen  

Abgeschlossene Clearingverfahren im Jahr 2021: 

• 1/2021: Stellungnahme zum Themenkomplex A1-Bescheinigung (01.02. bis 
05.03.2021)  

• 2/2021: Stellungnahme zum Corona-Stufenplan 2.0 (02.02. bis 04.02.2021)  
• 3/2021: Stellungnahme zum Gesetzesentwurf zur Änderung der Niedersächsischen 

Bauordnung (NBauO) mit Photovoltaikpflicht (PV-Pflicht) auf Gewerbeneubauten 
(09.02. bis 23.02.2021)  

• 4/2021: Stellungnahme zum Thema "Unbürokratisches Handeln nach Corona" (17.03. 
bis 18.05.2021)  

• 5/2021: Stellungnahme zum Richtlinienentwurf über die Gewährung von Härtefallhil-
fen für Unternehmen und Selbständige (28.04. bis 03.05.2021)  

• 6/2021: Stellungnahme zu den Musterrichtlinien EFRE und ESF+ (03.05. bis 
26.05.2021)  

• 7/2021: Stellungnahme zum Entwurf eines Niedersächsischen Architektengesetzes 
und des Niedersächsischen Ingenieurgesetzes für die Anhörung in öffentlicher Sit-
zung im Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung am 04.06.2021 
(04.05. bis 01.06.2021)  

• 8/2021: Stellungnahme zum Gesetzesentwurf zur Änderung des Niedersächsischen 
Ausführungsgesetzes zum Grundstücksverkehrsgesetz (25.08. bis 15.09.2021)  

• 9/2021: Stellungnahme zum Entwurf der ESF-Richtlinie zur „Unterstützung Regiona-
ler Fachkräftebündnisse“ (RFKB) 2021 - 2027 (27.09. bis 2.11.2021)  

• 10/2021: Stellungnahme zum Richtlinienentwurf über die Gewährung von Zuwen-
dungen zur Förderung des Einsatzes von „Nachfolgemoderatorinnen und Nachfolge-
moderatoren“ (01.11. bis 13.12.2021)  

• 11/2021: Stellungnahme zum Richtlinienentwurf über die Gewährung von Zuwen-
dungen zur Förderung von Existenzgründungen (MikroSTARTer Niedersachsen) 
(15.11.2021 bis 03.01.2022)  

• 12/2021: Stellungnahme zum Richtlinienentwurf über die Gewährung von Zuwen-
dungen zur Förderung niedrigschwelliger Innovationen in kleinen und mittleren Un-
ternehmen und Handwerksunternehmen (nIFP) (15.11.2021 bis 03.01.2022)  

• 13/2021: Stellungnahme zum Richtlinienentwurf über die Gewährung von Zuwen-
dungen zur Förderung von Existenzgründungen sowie Unternehmensnachfolgen im 
niedersächsischen Meisterhandwerk („Gründungsprämie im niedersächsischen Hand-
werk“) (15.11.2021 bis 03.01.2022) 
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• 14/2021: Stellungnahme zum Themenkomplex „Maßnahmen zur Beschleunigung des 
Breitbandausbaus“ (23.11.2021 bis 28.02.2022) 

• 15/2021: Stellungnahme zum Richtlinienentwurf über die Gewährung von Zuwen-
dungen zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit von kleinen und mittleren Unter-
nehmen (KMU) durch touristische Maßnahmen (“Tourismusförderrichtlinie“) 
(16.12.2021 bis 04.02.2022) 

• 16/2021: Stellungnahme zum Richtlinienentwurf über die Gewährung von Zuwen-
dungen zur Förderung im Rahmen des Niedersächsischen Innovationsförderpro-
gramms für Forschung und Entwicklung in Unternehmen („IFP“) (22.12.2021 bis 
09.02.2022) 

• 17/2021: Stellungnahme zum Richtlinienentwurf über die Gewährung von Zuwen-
dungen zur Stärkung der wirtschaftsnahen außeruniversitären Forschungsinfrastruk-
tur im Geschäftsbereich des MW (30.12.2021 bis 24.01.2022) 

Abgeschlossene Clearingverfahren im Jahr 2022: 

• 01/2022: Stellungnahme zum Richtlinienentwurf über die Gewährung von Zuwen-
dungen zur Förderung des Strukturwandels im ehemaligen Braunkohlerevier Helm-
stedt („Strukturhilfen Helmstedt“) (22.03.2022 bis 09.05.2022) 

• 02/2022: Stellungnahme zum Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parla-
mentes und des Rates über harmonisierte Vorschriften für einen fairen Datenzugang 
und eine faire Datennutzung (Datengesetz/Data Act) (23.03.2022 bis 20.04.2022) 

• 03/2022: Stellungnahme zum Richtlinienentwurf über die Gewährung von Zuwen-
dungen für die Beratung von kleinen und mittleren Unternehmen zu Wissens- und 
Technologietransfer (23.03.2022 bis 11.05.2022) 

• 04/2022: Stellungnahme zu der „Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD)“ 
(08.04.2022 bis 10.06.2022) 

• 05/2022: Stellungnahme zum Richtlinienentwurf über die Gewährung von Zuwen-
dungen zur Förderung von Innovationsnetzwerken (22.08.2022 bis 28.09.2022) 

• 06/22: Stellungnahme zur Auswertung von bürokratischen Belastungen bei EU-Vor-
haben auf die KMU (07.09.2022 bis 30.09.2022) 

IV. Auswertung der seit November 2017 aufgehobenen Gesetze und Verordnungen des 
Landes Niedersachsen  

Mit Stand 18.11.2022 wurden seit November 2017 bislang 167 Gesetze und Verordnungen 

aufgehoben (Quelle: VORIS). In der Regel handelt es sich hierbei um Rechtsbereinigung und/ 

oder das Auslaufen zeitlich befristeter Gesetze und Verordnungen; auch dies gehört zu einem 

sorgfältigen Bürokratieabbaumonitoring dazu.  

Nennenswerten Bürokratieabbau gab es dabei insbesondere in folgenden Fällen:  

• Abschaffung der Pflegekammer: Die Niedersächsische Pflegekammer wurde auf 

01.01.20217 gegründet. Zum 30.11.2020 wurde sie wieder aufgelöst (vgl. Gesetz zur 

Umsetzung der Auflösung der Pflegekammer Niedersachsen vom 28. April 2021, Nds. 

GVBl. 2021, S. 244). Somit bestehen für die Kammermitglieder keine Melde- und Aus-

kunftspflichten mehr und die Beitragszahlungen wurden eingestellt. 
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• Eltern in Niedersachsen müssen seitdem 1. August 2018 keine Gebühren mehr für die 

Betreuung von Kindern (ab dem 3. Geburtstag) in Tageseinrichtungen bezahlen (No-

vellierung des Gesetzes über Tageseinrichtungen für Kinder (KiTaG), vgl. Gesetz über 

Tageseinrichtungen für Kinder (KiTaG) in der Fassung vom 7. Februar 2002, Nds. GVBl. 

1992, S. 353). 

• Das Gesetz, die Verwertung der Forstnutzungen aus den Staatswaldungen betreffend, 

vom 28. Juni 1865 (Nds. GVBl. Sb.III S. 564) in der Fassung des § 1 des Gesetzes vom 

6. Juni 1873 (Nds. GVBl. Sb. III S. 566) wurde am 31.08.2022 (vgl. Nds. GVBl. Nr. 

21/2022 vom 05.07.2022, S. 403f.) aufgehoben, da mittlerweile der Anwendungsbe-

reich entfallen ist; zudem ist der Mehrwert des Gesetzes im Vergleich zu den Verwal-

tungskosten nicht erkennbar. 


